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Sicherung des rechtzeitigen Abschlusses von Leistungsverträ­
gen entsprechend § 23 Abs. 1 des Vertragsgesetzes folgendes 
bestimmt:

§ 1

(1) Leistungsverträge sind spätestens 6 Wochen nach Über­
gabe der staatlichen Aufgaben zur Ausarbeitung der Entwürfe 
für die Jahresvolkswirtschaftspläne an die Kombinate durch 
die Wirtschaftseinheiten abzuschließen für

a) Lieferungen oder andere Leistungen zur Durchführung 
des Staatsplanes Wissenschaft und Technik und von An­
lagenexportvorhaben sowie für andere Vorhaben und 
Aufgabenstellungen, für die in Rechtsvorschriften oder 
in Beschlüssen des Ministerrates ein Vorrang festgelegt 
ist,

b) Zulieferungen für Exporterzeugnisse, wenn für diese Er­
zeugnisse der Export mit den Außenhandelsbetrieben 
protokolliert wurde,

c) Lieferungen oder andere Leistungen, für die mit den 
staatlichen Aufgaben Bilanzanteile bzw. Kontingente er­
teilt wurden,

sofern nicht andere Termine in Rechtsvorschriften oder Fest­
legungen zentraler Staatsorgane bestimmt bzw. in Koordinie­
rungsverträgen der Kombinate oder der übergeordneten 
Organe vereinbart wurden.

(2) Der Abschluß von Leistungsverträgen für Lieferungen 
oder andere Leistungen zur Durchführung von Aufgaben von 
Wissenschaft und Technik, die nicht Bestandteil des Staats­
planes Wissenschaft und Technik sind, hat bis zur Einreichung 
der komplexen Planentwürfe der Kombinate an die Ministe­
rien zu erfolgen.

(3) Für neu zu beginnende Investitionsvorhaben, für die 
eine bestätigte Grundsatzentscheidung vorliegt und Bilanz­
entscheidungen für Bauleistungen getroffen wurden, sind spä­
testens 6 Wochen nach Übergabe der staatlichen Planauflagen 
für Investitionen zwischen dem Investitionsauftraggeber und 
seinen Auftragnehmern Leistungsverträge über Lieferungen 
oder andere Leistungen für den gesamten Zeitraum der In­
vestitionsdurchführung abzuschließen. Das gilt auch für die 
Beziehungen des Generalauftragnehmers zu seinen Auftrag­
nehmern.

(4) Die Wirtschaftseinheiten sind in den unter den Absät­
zen 1 bis 3 genannten Fällen nicht berechtigt, den Vertrags­
abschluß mit der Begründung zu verweigern, daß noch Ver­
träge mit den Zulieferern ausstehen oder daß zum Zeitpunkt 
des geforderten Vertragsabschlusses die Einhaltung der staat­
lichen Aufgaben bzw. staatlichen Planauflagen für den Jah­
resvolkswirtschaftsplan noch nicht gewährleistet ist.

§ 2

Für alle nicht im § 1 genannten Lieferungen oder anderen 
Leistungen sind grundsätzlich nach Übergabe der staatlichen 
Aufgaben zur Ausarbeitung der Entwürfe für die Jahresvolks­
wirtschaftspläne, spätestens jedoch 4 Wochen nach Übergabe 
der staatlichen Planauflagen für die Jahresvolkswirtschafts­
pläne, Leistungsverträge abzuschließen, sofern nicht andere 
Termine in Rechtsvorschriften oder Festlegungen zentraler 
Staatsorgane bestimmt bzw. in Koordinierungsverträgen der 
Kombinate oder der übergeordneten Organe vereinbart wur­
den. Die 4-Wochen-Frist gilt nicht für Erzeugnisse, die der ope­
rativen Steuerung unterliegen.

§3

Die in den §§ 1 und 2 enthaltenen Fristen gelten nicht für 
den Abschluß der Leistungsverträge zwischen Außenhandels­
und Export- bzw. Importbetrieben.

§4
Wurden die Fristen gemäß den §§ 1 und 2 in Verbindung 

mit der im § 29 Abs. 2 des Vertragsgesetzes geregelten oder 
gemäß § 29 Abs. 3 des Vertragsgesetzes festgelegten Frist von 
den Leistenden verletzt, haben sie eine Vertragsstrafe wie bei 
Verzug mit der Leistung an den Auftraggeber zu zahlen.

§5

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­
öffentlichung in Kraft.

(2) Die Verträge gemäß den Absätzen 1 und 2 des § 1 sind 
für das Planjahr 1983 bis spätestens 30. September 1982 abzu­
schließen.

Berlin, den 21. Juli 1982

Der Vorsitzende 
der

Staatlichen Plankommission
S c h ü r e r

Anordnung
über allgemeine Verhaltensregeln im Brandschutz,

über die Evakuierung von Menschen aus Bauwerken 
sowie über Brandschutzerfordernisse 

auf Campingplätzen 
— Verhaltensanordnung Brandschutz — 

vom 8. Juni 1982

Auf der Grundlage des § 21 Abs. 4 des Brandschutzgesetzes 
vom 19. Dezember 1974 (GBl. I Nr. 62 S. 575) wird im Einver­
nehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen Staatsor­
gane und in Übereinstimmung mit dem Bundesvorstand des 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Die Verhütung von Bränden, die Verhinderung der Aus­
breitung entstandener Brände und die Gewährleistung ihrer 
schnellen Bekämpfung sowie der Schutz von Menschen und 
Sachwerten vor den von Bränden ausgehenden Gefahren er­
fordert von jedem Bürger ein auf die bewußte Einhaltung der 
Anforderungen im Brandschutz gerichtetes Verhalten.

(2) Brandschutzgerechtes Verhalten besteht in der konse­
quenten Verwirklichung der Rechtsvorschriften und anderen 
verbindlichen Festlegungen sowie der Mitwirkung bei der 
Erfüllung der Maßnahmen zur Gewährleistung des Brand­
schutzes. Es erfordert das Vorhandensein notwendiger Grund­
kenntnisse und der Tätigkeit entsprechender spezieller 
Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erkennung und Vermeidung 
möglicher Brandgefahren, zum Verhalten bei ausgebrochenen 
Bränden sowie hinsichtlich der Pflichten der Bürger bei der 
Mitwirkung und Sicherung der Brandbekämpfung und bei der 
Verhinderung der Brandausbreitung.

§ 2

(1) Die allgemeinen Verhaltensanforderungen im Brand­
schutz gemäß Anlage 1 sind für alle Bürger verbindliche Min­
destanforderungen. Für das brandschutzgerechte Verhalten in 
Betrieben und Einrichtungen sowie in Erfüllung von Arbeits­
aufgaben gelten sie, soweit sich nicht aus dafür erlassenen 
spezifischen Regelungen zur Gewährleistung des Brandschut­
zes weitergehende Anforderungen ergeben.

Der Vorsitzende 
des Staatlichen 

Vertragsgerichts
F l e g e l


